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In der verkehrspolitischen Diskussion über die weitere Verkehrswegeplanung überlagern 
sich Spannungen im Zielsystem und einschneidende Haushaltsrestriktionen. Die starke 
Reduzierung der Investitionsausgaben für die Verkehrsinfrastruktur kann sich schon auf 
mittlere Sicht als ein Hindernis für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und für die 
Realisierung vor allem auch beschäftigungspolitisch erwünschter Wachstumsraten er­
weisen. Schwachstellen in der Verkehrsinfrastruktur verhindern die Ausnutzung von 
Produktivitätsfortschritten, die der Verkehr durch die Erleichterung arbeitsteiliger Pro­
duktionsprozesse, durch die Verkürzung von Entfernungen, durch die Intensivierung 
'interregionalen Wettbewerbs und durch die konkurrenzfähige Anbindung abgelegener 
Räume zu erschließen vermag. 

Ferner ist abzusehen, daß durch die besonders drastischen Kürzungen der Straßenbau­
mittel eine Änderung der Ausgabenverteilung herbeigeführt wird, die sich von den vor­
liegenden Prognosen der Nachfrage deutlich abhebt. Es kann dann zu Improvisationen 
kommen, bei denen das haushaltspolitische Vorgehen die Leistungs- und Entfaltungs­
möglichkeiten der einzelnen Verkehrsbereiche einseitig verändert, ohne dafür auf fun­
dierte Wirtschaftlic~keitsvergleiche Bezug zu nehmen. 

Dagegen sollte aber Übereinstimmung darüber bestehen, daß für die Mittelaufteilung 
der Maßstab wirtschaftlicher Prioritäten um so wichtiger ist, je enger sich die Finan­
zierungsspielräume darstellen. Ferner sollte in Zeiten struktureller Wachstumsschwäche 
mit Unterbeschäftigung und großen Leistungsbilanzdefiziten die Infrastrukturpolitik 
des Verkehrs deutlicher denn je mit den angebotsorientierten Zielen und Entwicklungs­
strategien der allgemeinen Wirtschaftspolitik verknüpft werden. 

Der Wissenschaftliche Beirat hält es deshalb für geboten, die folgende Stellungnahme 
zur aktuellen Diskussion über die Ziele und Mittel der Verkehrswegepolitik abzugeben. 

1. Aktuelle Ziele der Bundesverkehrswegepolitik 

1.1. Die grundlegenden und langfristigen Ziele der allgemeinen Verkehrspolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland haben sich trotz gravierender Änderungen der gesamt-
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wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen im vergangenen Jahrzehnt 
kaum verändert. Formeln wie: 

Sicherung der Freiheit der Wahl des Verkehrsmittels in einer kontrollierten Wett­
bewerbsordnung, 
Erhaltung und Förderung der Mobilität von Bürger und Wirtschaft, 
Förderung einer volkswirtschaftlich sinnvollen Aufgabenteilung der Verkehrsträger, 
Vorhaltung einer angemessenen Verkehrsinfrastruktur für eine sich stetig weiter­
entwickelnde Wirtschaft 

gelten, mit geringfügigen Abwandlungen, heute wie vor zehn und mehr Jahren. 

Die Tatsache, daß seit Ende der 60er Jahre die praktische Verkehrspolitik durchaus 
wesentlichen Änderungen unterworfen war, ohne mit den konstanten Generalzielen 
deshalb in Konflikt zu geraten, ist ein Indiz dafür, daß diese Zielformulierungen in ihrer 
Auslegungsbreite den Charakter von Leerformeln haben. Ihre Funktion besteht eher in 
ihrer Konsensfähigkeit und politischen Unverbindlichkeit. Was die Eigenschaft der Aktu­
alität anbetrifft, so besitzen sie diese - je nach Einstellung des Betrachters - in einer 
Hinsicht immer, in anderer hingegen nie. 

1.2. Die im engeren Sinne und im Sinne dieser Vorlage aktuellen Ziele sind eher erkenn­
bar aus Gewichtungsverschiebungen in der nächstniedrigeren Zielebene, auf der sich auch 
die wirklichen politischen Auseinandersetzungen und Frontbildungen vollziehen. Auf 
dieser Ebene geht es um die Konkretisierung der ständig geltenden Generalziele in reali­
tätsnähere und verbindlichere Einzelziele. 

1. 3. Diese konkretisierten Ziele der Verkehrspolitik des Bundes, die naturgemäß die 
Grundlage für eigene Zielsetzungen von Teilbereichen dieser Politik, wie hier der Ver­
kehrswegepolitik, bilden, waren niemals ausschließlich sektorbezogen etwa in der Weise, 
daß sie die Optimierung des gesamten Verkehrssystems nach ökonomisch-technischen 
Kriterien zum Inhalt hatten. Vielmehr wurde Verkehrspolitik stets auch als Gesellschafts­
politik betrachtet. Das bedeutet, daß die jeweils aktuellen verkehrspolitischen Ziele 
sich schon immer aus zwei Teilen zusammensetzten: 

einerseits aus den originär verkehrssektorbezogenen Teilzielen sowie 
- andererseits aus Zielkomponenten, die aus anderen Sektorpolitiken wie etwa der 

Raumordnungspolitik oder der Umweltpolitik abgeleitet sind. 

Es ist müßig zu fragen, inwieweit letztere tatsächlich als Ziele der Verkehrspolitik ange­
sehen werden können. Tatsache ist, daß sie die konkrete Ausprägung der Verkehrspolitik 
in wesentlichem Ausmaß mitbestimmen, so daß ihr faktischer Zielcharakter völlig unge­
achtet ihrer ressortmäßigen Herkunft außer Frage stehen dürfte. 

1.4. In der Vergangenheit lag nun (bei temporär durchaus wechselnder Bedeutung 
einzelner Zielkomponenten) das Schwergewicht sinnvollerweise bei den originär verkehr­
lichen Zielen. Hinzu kam, daß zwischen letzteren und den aus anderen Politikbereichen, 
etwa der Wachstumspolitik oder der Raumordnungspolitik, abgeleiteten Zielen über­
wiegend Zielharmonie oder -neutralität herrschte, wohingegen der konfliktäre Bereich 
(z. B. zwischen originär verkehrlichen und umweltpolitischen Zielen) noch relativ klein 
war. 

Bei beiden Sachverhalten hat sich in neuerer Zeit ein gravierender Wandel ergeben. 
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1.5. Entsprechend den obigen Au r'h 1 . 
Ziele der Bundesverkehrswegepoli:'~ r.ungen .a~en SIch die aktuellen, offiziell erklärten 
bild). 1 m zweI auptgruppen aufspalten (siehe Schau-

Der originär verkehrliche Teilbereich kann mit dem . . 
Transportabläufe" übers h . b d . . Schlagwort "EffIzIenzsteigerung der 

. c ne en wer en. HIermIt w d . E' . 
faßt, dIe in der gegenwärtigen Diskussion dieser The:at~~ i:e~ m~eldzlel~ zdusammenge­
grund gestellt werden: er WIe er m en Vorder-

Verbe.sserung der Kooperation der Verkehrsträger, 
selektIver Ausbau des gegenwärtigen Verkehrswegenetzes 
Verbesserung der Kapaziätsausnutzung, ' 
Hebung der Verkehrssicherheit. 

Im . ~ereich der sich aus anderen Sektorpolitiken 
polItIk haben gegenwärtig die drei Einzelziele ergebenden Ziele der Verkehrswege-

Energieeinsparung und Energiesubstitution 
Umweltschonung, ' 
Entlastung des Bundeshaushalts 

die verkehrspolitisch relevanten Ziele 11 
grund gedrängt. a er übrigen Sektoren weitgehend in den Hinter-

Diese offiziell erklärten Ziele sind es . d h . h' . 
verkehrswegepolitik festlegen. Aus d~: ~~ d:I~ .~. allem, welche dIe p~aktische Bundes­
schiebungen der Ausgabenansätze "b dJungsten . VergangenheIt erfolgten Ver-

gegenu er em bereIts d urchg h B 
verkehrswegeplan '80 läßt sich B f' erec neten undes-

. z. . au eme Bevorzugung des Inf t k . 
SchIenenverkehr schließen, ohne daß I . h ras ru turausbaus 1m 
für diese Verschiebungen bekannt ew v~rg elc .. ende Nutzen-!<osten-Untersuchungen 

politik mitbestimmenden Hintergrun~zie~: 1:~se:a;7c~ ~Olch~ dI~ Bund~sverkehrs~ege­
nur aus dem faktischen Handeln ableiten S' '. me. r ? er wemger deutlIch -
situation in keinem Falle zu vernachlässige~ . Ie smd Jedoch bel emer Bewertung der Ziel-

1..6. Untersucht man die Zielbeziehungen, die zwischen de .. . 
Emzelzielen bestehen so ergeben sich üb h d E . n gegenwartIg aktuellen 
E ' . . .' errasc en ergebnIsse. 

merseIts smd dIe offiziell genannten Einzelziele de .... . 
erstaunlich kompatibel. So wird etw . I k . s ongmar verkehrlIchen Bereichs 

a em se e tIver Ausbau des g ..' 
wegenetzes (speziell die Beseitigung von Verkehrsengpässen) gl .e~en,:~rtIgenhv e.rkehrs­
kehrssicherheit heben d' . elC zeItIg auc dIe Ver-
in Teilbereichen übe; ~~e ~~~~e;:~:ss~rte Kap~ZItä~SauSnutzung läßt sich zumindest 
Konflikten kommt es in diesen Berel' h °fop~l~athlon er Verkehrsträger erreichen. Zu 

. c en rel IC dann wenn die P l" k . h f k . 
von dIesen Zielen löst und etwa G . h h" 0 Itl SIC a tIsch 
d' . h eWlC tsversc Iebungen zugunsten der DB . 

Ie nIC t ~en zu .erwartenden verkehrswirtschaftlichen Verhältnissen entspreche:~rmmmt, 
AndererseIts ergIbt sich eine ebenfalls weit ehende Kom .. . ... . 
verkehrssektorexternen Einzelzielen Es b

g 
d f k' patI~~lIt~t ZWIschen den onginär 

d' . . e ar emer ausführlIchen B .. d d 
Ie ZIe~e "Energieeinsparung" und "Umweltschonun " . .. eg.run ung, a~ 

harmonIsch sind. Soweit aus Umwelt .. d f g zum weIt uberwle~enden Tell 
ergibt sich ebenfalls eine Zielharmonie grund en au Neubauplanungen verZIchtet wird, 
halts; dies gilt allerdings dann nicht ~u er angestrebten E~~lastung des Bundeshaus-

me r, wenn z. B. teure Larmschutzmaßnahmen an 
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bestehenden bzw. neu geschaffenen Verkehrswegen durchgeführt werden. Zwar können 
die Ziele der Energieeinsparung und der Haushaltssicherung kurzfristig miteinander 
kollidieren, wenn die Einsparung von Kraftstoffen zu verminderten Steuereinnahmen 
führt, d. h. wenn diese Tendenz nicht schon durch eine Anhebung der Steuersätze über­
kompensiert wurde. In der längerfristigen Sicht muß das Urteil je nach der Ausgangslage 
und den Entwicklungsgegebenheiten aber unterschiedlich ausfallen. Falls der Verzicht 
auf Straßenbaumaßnahmen Engpaßlagen und Stauungserscheinungen verschärft sowie zu 
Umwegfahrten veranlaßt, entsteht aus dem Kraftstoffmehrverbrauch ein Widerspruch 
zwischen der energiepolitischen und fiskalischen Zielsetzung. Besteht die Gefahr solcher 
Rückwirkungen nicht, so ist jede Energieeinsparung grundsätzlich auch konjunktur- und 
wachstumsförderlich. Dies entlastet den Staatshaushalt infolge vermiedener Steueraus­
fälle, verminderter Ausgaben für Arbeitslosenunterstützungen und rückläufiger Leistungs-
bilanzdefizite. . 

Im Gegensatz zu den bisherigen Feststellungen ergeben sich bei der Untersuchung der 
formalen, offiziell artikulierten, wie faktischen Beziehungen zwischen den im engeren 
Sinne verkehrlichen Zielen einerseits und den originär verkehrssektorexternen Einzel­
zielen andererseits nur sehr wenige Zielharmonien (Energieeinsparung läßt sich z. B. in 
beschränktem Maße über eine verbesserte Kooperation der Verkehrsträger sowie über 
eine verbesserte Kapazitätsausnutzung erreichen), dafür aber gravierende Zielkonflikte: 
fast alle originär verkehrlichen Ziele führen eher zu einer Be- denn zu einer Entlastung 
des Bundeshaushalts, weiterhin sind die Ziele "Energieeinsparung" und "Umweltscho­
nung" letztlich auf eine Reduzierung der Verkehrsmengen gerichtet, was dem rein ver­
kehrlichen Zielbereich, speziell im Hinblick auf die Oberziele "Mobilitätsförderung" 
und "Wachstumssicherung" , direkt zuwiderläuft. 

1. 7. Wie bereits angedeutet, hat sich in der Gewichtung der beiden Haupt-Zielbereiche 
in neuerer Zeit eine bedeutende Verlagerung ergeben. Die frühere Dominanz der ori­
ginär verkehrlichen Ziele ist einer Gleichrangigkeit beider Zielkomplexe gewichen, ja 
teilweise haben die aus verkehrssektorexternen Politikbereichen abgeleiteten Teilziele 
heute sogar schon das Übergewicht erlangt. Es ist bezeichnend, daß in der offiziellen 
Begründung der derzeit weitreichendsten verkehrspolitischen Maßnahme, nämlich der 
massiven Erhöhung der Mineralölsteuer, nicht ein einziges originär verkehrliches Ziel 
genannt wird. 

1.8. Diese Gewichtungsverschiebung gibt zu größter Sorge Anlaß. Es wurde gezeigt, 
daß zwischen den offiziell genannten Haupt-Zielbereichen gravierende Zielkonflikte 
auftreten. Eine Verlagerung des Schwergewichts von einem auf den anderen Zielbe­
reich führt damit zwangsläufig zu Zieleinbußen bei dem bisher im Mittelpunkt stehen­
den Zielkomplex. Die damit in Kauf genommene SUboptimale Entwicklung der Ver­
kehrsinfrastruktur wird dann zusätzlich durch intrasektorale Verzerrungen belastet, 
wenn etwa unter dem Vorwand von Energieeinsparung und Umweltschutz der Ausbau 
der Infrastruktur in Netzteilen vorangetrieben wird, auf die sich die zu erwartende Ver­
kehrsnachfrage nicht richten wird. 

Vor einer solchen Entwicklung muß eindringlich gewarnt werden. Gerade in Zeiten 
erhöhter weltwirtschaftlicher Strukturwandlungen und eines massiven Anpassungsdrucks 
auf die deutsche Wirtschaft wäre eine sUboptimale Erweiterung des Verkehrwegenetzes 
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_ im ganzen wie in seinen Teilen - besonders bedenklich. Zwar wird ~iemand e~nsthaft 
bestreiten wollen, daß dieses Verkehrswegenetz ein qualitativ hohes NIveau erreIcht ,hat 
und daß ein weiterer Ausbau im gleichen Tempo wie in den 60er und 70er Jahren m~ht 
möglich und auch nicht nötig ist. Dennoch darf nicht übersehen we~?en, daß, das heutige 
Verkehrswegenetz noch bei weitem nicht allen Anfor~erunge~ genugt u~d Immer ~och 
beträchtliche Lücken und Engpässe aufweist. Nach WIe vor gIbt es per~phere G~bIet~, 
die über keinerlei Anschluß an das hochwertige Verkehrswegenetz verfu.gen., Wenerhm 
muß immer wieder darauf hingewiesen werden, daß die B:darfsgerechtigkeit. des Ver­
kehrswegesystems nicht statisch, sondern. dynan:isch beurtel~t ~erden muß: Eme heute 
noch befriedigende Situation kann sich m wemgen Jahren m Ihr Gegent~ll verkehre~: 
wenn der Blick stets nur auf die aktuelle Verkehrsnachfrage oder auf ,,~I:lprognos~n 
gerichtet ist, die eine Beeinflussung der Nachfrage gemäß aktuellen polltlschen Prafe-

renzen beinhalten. 
1.9. Die genannten Gründe machen es notwendig, daß in der Verkehrspolitik die o~igin~r 
verkehrlichen Ziele wieder mehr in den Vordergrund ~est~llt we.rden. Zwar kann sIch dIe 
Verkehrspolitik den gesamtwirtschaftlichen Notwe?d~gkeiten. WIe etw~ dem Zwang zu~ 
Energiesparen oder den haushaltspolitischen Restnkuonen mc~t entzIehen, a?er ~s dar 
nicht dahin kommen, daß die Beitragslieferung zur Erfüll~ng ~Ieser Notwend~gkelten z.u 
ihrem Hau tinhalt gemacht wird, wie es heute schon tellwelse de,n A~schem ~~~. DIe 
zwangsläuf~e Folge einer solchen "Zielüberfremdung" ~äre nämlich em Idenutatsve.~­
lust der gesamten Verkehrspolitik mit gr~vierenden negauven Konsequenzen sowohl fur 

die Gesamtwirtschaft wie auch für jeden emzelnen. 

2. Aktuelle Mitteleinsätze der Bundesverkehrswegepolitik 

2.1. Anhebung der Mineralölsteuer 
Zum 1. April 1981 ist die Mineralölsteuer kräftig angehoben worden. Im vor~ergrund 
steht dabei das fiskalische Interesse an Mehreinnahmen. Außerde~ sollen uber ~~n 
Preissprung energiewirtschaftlich erwünschte Spar- und Su?stit~tio~swlfkungen ausgelost 
oder verstärkt werden. Dem dient auch die vergleichsweIse m.edn~ere, Zusatzbelastung 
bei Dieselkraftstoff. Die beiden genannten Ziele stehen an sl~h m ~mem Sp~nnungs­
und Rivalitätsverhältnis. Dies muß aber im Ergebnis nicht unl?glsch ~em; denn dIe Kraft­
stoffverteuerung trifft noch immer auf eine insgesamt wen.Ig elastische N.~,chf~age:. Es 
werden bei einer mäßigen mengenmäßigen Einsparung Mehremnahmen von Jahrhch uber 

2,5 Mrd. DM erwartet. 
Gleichwohl ist die Maßnahme mit Skepsis zu betrachten, ~eil sie der .. erwün~c~ten Ver­
stetigung des Marktgeschehens entgegengewirkt hat. AngesIchts. der .langerfnsug ~bs~h­
baren Preisentwicklung dürfte sie zudem energiepolitisch unnötig sem, solange eme I~ 
wesentlichen ungestörte Versorgungslage unterstellt werden kann. ~ls Vorkehrung fur 
den Fall einer Mengenkrise sind Maßnahmen dieser Art dagegen unzureIchend. 

Steuer- und einkommenspolitisch stört die sehr ungleichmäßige Verteilung der zusätz-
d Standort- und Beschäftigungssituation der 

lichen Belastung je nach der beson eren 
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Betroffenen sowie der regionalen Unterschiede in den Einkommensniveaus und in den 
Abwälzungsmöglichkeiten. 

Ferner gibt es gesamtwirtschaftliche Bedenken gegen eine künstliche Forcierung der 
Preissteigerungstendenzen bei einigen Mineralölprodukten, die starke Diskrepanzen 
zwischen Treibstoffen und Heizölen entstehen läßt. Die OPEC-Strategie und die preis­
politischen Schritt-für-Schritt-Aktionen der Mineralölgesellschaften im ersten Halbjahr 
1981 scheinen im übrigen darauf hinzudeuten, daß die Befürchtungen nicht ungerecht­
fertigt waren, stärkere Mineralölsteueranhebungen würden als Signal für einen Vertei­
lungskampf um den jeweiligen marktmöglichen Preisanhebungsspielraum wirken. Der 
Schritt in der Bundesrepublik steht ja nicht allein da, sondern entspricht weltweit ver­
breiteten steuerpolitischen Neigungen und Vorstößen. Wenn sich heute im internatio­
nalen Vergleich die Belastung in vielen Fällen noch immer als relativ günstig ausnimmt, 
so dürfen bei der Beurteilung die grundlegenden Unterschiede zwischen den Steuer­
systemen nicht übersehen werden. Während nach der deutschen Finanz- und Steuer­
ordnung die direkte Besteuerung seit langem gewollt und tatsächlich dominant ist, haben 

, in den Steuersystemen vor allem der romanischen Länder die Verbrauchssteuern noch 
immer eine Basisstellung. 

Aus der Sicht des Verkehrs und der Verkehrspolitik ist vor allem die Tatsache zu be­
dauern, daß mit der Mineralölsteueranhebung und den dazu gegebenen Begründungen 
die Einordnung dieser Abgabe als Wegekostenentgelt völlig verloren gegangen ist. Damit 
sind die verkehrsorientierten Ziele des Verkehrsfinanzgesetzes von 1955 und des Straßen­
baufinanzierungsgesetzes von 1960 aufgegeben worden, ohne daß dies in der Begründung 
und Diskussion der Maßnahme erkennbar Beachtung gefunden hätte. Immerhin ist hier 
aber der Fragenkreis der Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen berührt, auf den 
auch in letzter Zeit noch Bezug genommen wurde, etwa um Liberalisierungsvorschlägen 
der EG-Kommission entgegenzutreten. 

2.2 Änderung der Kraftfahrzeugsteuer 

Eine Reform der Kfz-Steuer ist seit langem Überfällig. Dies gilt insbesondere für die 
Pkw-Besteuerung. Hubraumklassen als Bemessungsgrundlage sind Konstruktionsvor­
gaben mit negativen Wirkungen sicherheits- und umweltpolitischer Art. Außerdem er­
fordert die Steuererhebung einen hohen Verwaltungsaufwand. An Verbesserungsvor­
schlägen hat es nicht gefehlt. 

Schon vor den Ölpreisschüben ist unter anderem das Modell diskutiert worden, die 
Kfz-Steuer ganz in die Mineralölsteuer zu integrieren und die Bundesländer an dem 
angehobenen Aufkommen dieser Steuer partizipieren zu lassen. Konstruktiver, weil 
dem Ansatz von Wegenutzungsentgelten besser entsprechend, erschien der Vorschlag, 
einen Teil der Kfz-Steuer in die Mineralölsteuer einfließen zu lassen und für die ver­
bleibende Kfz-Steuer ein vereinfachtes Veranlagungs- und Erhebungsverfahren einzu­
führen. 

Heute sollten aber alle Vorschläge als obsolet gelten, die in die zumindest langfristig 
weiterlaufende Anstiegstendenz einen neuerlichen und dann ganz massiven Preissprung 
hereintragen müßten. Wegen der Größenordnungen gelten die im Vorabschnitt gegebenen 
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Hinweise auf eine kraß divergierende Belastungsstreuung in entsprechend verstärktem 
Maße. Forderungen nach einer Entlastung der Pendler wären dann kaum noch abzu­
wehren. Hinzu treten die Fragen einer Auseinandersetzung zwischen Bund und Ländern 
sowie die Fragen aus internationalen Doppelbesteuerungsabkommen. Was bleibt, ist 
die Forderung nach einer Neugestaltung der Kfz-Steuer, bei der eine möglichst kon­
struktionsneutrale Ausgestaltung und eine weniger verwaltungsaufwendige Form anzu-

streben wären. 

2.3. Bewußter Verzicht auf Anpassung der Infrastruktur an die Nachfrage 

Der Gedanke ist nicht neu, die Entfaltung des Straßenkraftverkehrs durch die Herstel­
lung oder Hinnahme leistungsmindernder und kostentreibender Engpässe zu bremsen 
und so Überlaufzwänge zum Schienenverkehr auszulösen. Für die politischen und plane­
rischen Grundlagen des Fernstraßenbaus wurde diese Strategie allerdings nicht als seriös 
betrachtet und bislang wohl auch noch nicht praktiziert. 

Anders lagen und liegen die Dinge bei der Verkehrsplanung in Großstädten und Ver­
dichtungsräumen. Hier konnte vielerorts, z. T. mit sehr knappen politischen Mehrheiten, 
der Weiterbau von Stadtautobahnen, die Fertigstellung von Autobahnringen und die 
Anlage zusätzlicher Parkmöglichkeiten in den Innenstädten verhindert werden. Es gibt 
also bereits eine gegenüber dem Individualverkehr restriktive Tradition, die sich auch in 
bestimmten Maßnahmen der Verkehrsberuhigung, der Anlage von Wohn- und Spiel-

straßen usw. niederschlagen kann. 

Stadtplanerische Bestrebungen dieser Art können sehr wohl mit den Erfordernissen des 
Verkehrs in Einklang gebracht werden. Dies zeigen gelungene Beispiele einer Kombi­
nation von Fußgängerzonen und Straßen, die der Verkehrsbündelung dienen. Höchst 
bedenklich ist es aber, daß die Auseinandersetzungen über die Vor- und Nachteile der 
Durchführung oder Nichtdurchführung bestimmter Projekte oft ziemlich oberflächlich, 
weil punktuell und ohne Berücksichtigung der längerfristigen Konsequenzen geführt 
werden. Daß gezielte Restriktionen aber durchaus unerwünschte Neben- und Folge­
wirkungen haben können, scheint eine wichtige Erkenntnis aus den bisherigen Versuchen 
zur Verkehrsberuhigung zu sein. Es ist deshalb zu begrüßen, daß die neue ren Konzepte 
weitflächiger Verkehrsberuhigung vorweg einer umfassenden Überprüfung unterzogen 
werden sollen, bei denen die vielfältigen Wirkungen gegeneinander abzuwägen sind. 

Es wäre erwünscht, wenn in entsprechender Weise auch bei der Diskussion anderer Hin­
dernisse und Einschränkungen für den Individualverkehr vorgegangen würde. In vielen 
Fällen wird es in den Ballungsgebieten gewiß sinnvoll und möglich sein, weitere Teile 
des Berufsverkehrs auf öffentliche Verkehrsmittel zu leiten. Mit gleicher Deutlichkeit 
muß aber auf die inzwischen breit getestete Aussage hingewiesen werden, daß Innen­
städte, und hier auch die City-Bereiche der Hauptverdichtungen, die vom Individual­
verkehr praktisch nicht mehr erreichbar sind, Einbußen an Wirtschaftskraft und kul-

tureller Attraktivität hinnehmen müssen. 

Negative Folgen haben vor allem rigide Beschränkungen der Parkmöglichkeiten für den 
Versorgungs-, Einkaufs- und Besuchsverkehr. Massierte Such- und Umwegfahrten führen 
zu Verstopfungen und unkalkulierbaren Zeitverlusten, die energie- und umweltpolitisch, 
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mit i~ren d~~ weitere S~burban~sierung fördernden Rückwirkungen aber auch stadt­
pl~nerIs~h hochst une~unscht smd. De~. könn.te durch zusätzl~che Abstellmöglich­
kelten m H~ch- ?der Tlefg~ragen, kombmlert mit Parkleitsystemen, begegnet werden, 
und zwar bel geeIgneten Zelt- und Gebührenregelungen ohne zusätzliche Attraktion für 
den Berufs- und Ausbildungsverkehr. 

2.4. Abbau der Gasöl-Betriebsbeihilfe für den ÖPNV 

Der Wissenschaftliche Beirat beabsichtigt nicht, zum Gesamtkomplex des Subventions­
a~baugese~zes Stellung zu nehmen. Nicht einmal die verkehrlich bedeutsamen Teile 
konnen .~ler b~hand~lt. und .. diskuti.~rt werd~n: Wenn als einziger Punkt die Beseitigung 
d~r Gasol-Be~rIebsbelhll!e fur den OPNV krItisch herausgestellt werden soll, so hat dies 
emen allgememen und emen speziellen Grund. 

~unächst einmal muß es als unbefriedigend gelten, daß von seiten der Initiatoren auf 
eme ang~messene verkehrswirtschaftliche und verkehrspolitische Diskussion verzichtet 
w.or~en ~st. Es hä~te erwa~te.t w~rden dürfen, daß die Frage geprüft worden wäre, ob 
hl~Slchthch. der mit. d.er B.:lhllfe m der Vergangenheit angestrebten Ziele und deren Ge­
WIchten ~~schen~elthch Anderungen eingetreten sind. Auch die härtesten fiskalischen 
Fakten kon~en mcht von der Aufgabe entbinden, den Abbau gezielter Begünstigungen 
auch vom Emzelzweck her zu . beg~nden ~nd die eintretenden Wirkungen zu analysieren 
und zu bewerten. Nur so bleIbt eme rationale Abstimmung zwischen der Finanz- und 
Hausha~tspolitik einerseits und der Gestaltung der öffentlichen Leistungsbereiche an­
dererselts gewährleistet. 

Es k.ommt h.i!1zu, daß. die durch ~ie Maßnahme ausgelöste Mehrbelastung den Gesamt­
bereich de.s OPNV: keme~wegs gleIchmäßig trifft, sondern zu fragwürdigen Lastverschie­
bungen ml.t negatIven m~ttelbaren Folgen !ühren wird. Den stärksten Ausgabenanstieg 
~.at ~er mIt B~ssen betrIebene Verkehr hmzunehmen; davon sind in erster Linie die 
landhche~ GebIete und die Randzonen der Verdichtungsräume betroffen. In der Ver­
?angenheIt .war ~s statthaft, ~ie Beihilfe unter anderem als eine Teilkompensation gegen­
uber den FI?anzlerungsvortellen zu betrachten, die dem schienengeführten ÖPNV in den 
Ballung~.gebleten zuf~llen. Da bei den Zielen und Leistungsverhältnissen keine erkenn­
baren Ande:ungen emgetreten sind, wird der Wegfall der Gasöl-Betriebsbeihilfe eine 
para~oxe Wlr~ung. haben. Denn zusammen mit der Anhebung der Mineralölsteuersätze 
v~rstarkt ~r dIe ~lttel f~r den Verkehrswegebau in den Gemeinden. Damit werden also 
dIe v~rglelchswelse. we~tg geförderten Teile des ÖPNV die Investitionsautomatik des 
Gememdeverkehrsfmanzlerungsgesetzes speisen, die nahezu ausschließlich dem Orts­
uknd Nachbarortsverkehr in den Hauptverdichtungen mit U-, S- und Stadtbahnen zugute 

ommt. 
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Summary 

While in the past primarily transport aims had been pursued in the infrastructure planning of the 
Federal Republic of Germany, this emphasis, in the me antime , has partly shifted to airns from policy 
areas outside the transport sector. The change in emphasis is expected to result in conflicts of goals 
and forfeiture of some of them with unfavorable consequences for the economy as a whole. The 
situation, in particular with respect to the future development of the infrastructure, demands that 
we recollect our basic aims, i. e., essentially the aims of primary significance for the,transport sector. 
The advisory board criticizes the appropriation of funds under the current infrastructure policy 
because of the purely fiscal orientation of the mineral oil tax increase and the breaking away from 
the question of infrastructure costs. For the reform of the motor vehicle tax it is suggested that part 
of the tax is included into the mineral oil tax and a simplified procedure worked out for the rest. 
Theconscious efforts made to do without adjusting the infrastructure to the demands should not 
be continued The advisory board points out that cuts in the gas oil subsidies to public transportation 
would not affect the whole sector to the same extent. Together with the increase in the mineral 
oil tax rate the measure will have the consequence that the public transportation units which receive 
little assistance will be the ones financing investments from which major conurbations will derive 
the greatest, if not all the share. 

Alors que dans le passe, les objectifs de la planification de l'infrastructure de la part du Gouvernement 
federal allemand ont a l'origine ete du domaine des transports, les objectifs ont entretemps depasse les 
secteurs des transports. Oe ce decalage de priorites peuvent resulter des conflits et des abandons 
d'objectifs avec des consequences negatives pour l'economie globale et pour le particulier. Pour le 
developpement futur du reseau de voies de transport, les objectifs de base devraient de nouveau etre 
pris en consideration. Pour la ventilation actuelle des fonds de la politique de l'infrastructure, le 
Conseil critique l'orientation purement fiscale de l'augmentation de la taxe sur les huiles minerales et 
le desinteressement de la question des couts d'infrastructure. Pour la reforme de l'impot sur les vehi­
cules a moteur, il est propose d'attribuer une partie a la taxe sur les huiles minerales et d'introduire 
un procede simplifie pour l'impot restant sur les vehicules a moteur. Une renonciation consciente 
d'adapter l'infrastructure a la demande ne devrait paS etre poursuivie. Le Conseil fait remarquer que 
la reduction des subventions de gaz-oil pour les transports publics de personnes n'affecte pas le secteur 
entier de fa~on homogene. Avec l'augmentation des taux de taxe sur les huiles minerales, cette mesure 
aura pour consequence que les parties moins subventionnees des transports publics de personnes 
financeront les subventions qui reviendront presqu'exclusivement aux grandes agglomerations. 
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Mehr Wettbewerb im Post- und Fernmeldewesen 

VON GÜNTHER STORSBERG, BONN 

Vorbemerkungen 

Ab geht die Post - aber wohin? Früher, als es noch keine Eisenbahn und noch keinen 
Kraftwagen gab, war das klar: Das bestimmte die Post. Wer das gleiche Ziel hatte, durfte 
mitfahren, wer nicht, fand sich damit ab. Daß die Post die Richtung angab, war so selbst­
verständlich, daß sogar die Pferde Bescheid wußten und den Mann auf dem gelben Wagen 
mehr zur Unterhaltung als zur Lenkung b"enötigten. 

Heute hat die Post keine Pferde mehr. Das moderne Räderwerk der Post stellt wesentlich 
höhere Ansprüche an seine Lenker, und ob die Richtung stimmt und wer dazu berufen 
ist, dies festzustellen, darüber gibt es manchen Zweifel - außerhalb, aber auch innerhalb 
der Post. 

Was die Post ist - Behörde oder Unternehmen oder was sonst? -, was sie sein soll oder 
sein sollte, was sie zu tun und, fast noch wichtiger, was sie zu unterlassen hat - dies alles 
sind Fragen, die heute ziemlich unterschiedlich beantwortet werden. Das gilt namentlich 
für das Fernmeldewesen. So sah sich erst kürzlich die Monopolkommission veranlaß t, ein 
Sondergutachten über "die Rolle der Deutschen Bundespost im Fernmeldewesen" vorzu­
legen. i

) 

Die Post bestreitet die Zuständigkeit der Monopolkommission für eine Überprüfung ihres 
Angebotsverhaltens mit der Begründung, dies sei vornehmlich Gegenstand parlamentari­
scher Kontrolle. 2) Das überrascht insofern, als die Post noch vor wenigen Jahren die 
"Entpolitisierung" der Post als Hauptziel einer gesetzlichen Neuregelung betrachtete. 

Zwar findet das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), das auch die Befug­
nisse der Monopolkommission regelt, gemäß § 99 GWB auf die Post keine Anwendung, 
wenn und soweit die Angebotsbedingungen durch Rechtsverordnung festgelegt sind, was 
durchweg der Fall ist. Die Freistellung der Post von den Vorschriften des GWB ist jedoch 
ebensowenig ein Axiom wie das gesetzliche Fernmeldemonopol. Jeder Ausnahmebereich, 

Anschrift des Verfassers: 
Dr. Günther Storsberg 
B undeswirtsch aftsministerium 
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1) § 24 b Absatz 5 Satz 4 des GeSetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) gibt der Monopol­
kommission das Recht, nach eigenem Ermessen Gutachten zu selbstgewählten Themen zu erstat­
ten. Das Gutachten der Monopolkommission trägt den Titel "Die Rolle der Deutschen Bundes­
post im Fernmeldewesen", Baden-Baden 1981. 

2) Vgl. Gscheidle, K., Keine Notwendigkeit zu Gesetzesänderungen, in: Wirtschaftsdienst, Heft 
5/1981, S. 219. 




